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Aufschiebende Wirkung des Widerspruchs  
bei Entzug der Fahrerlaubnis
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Saarland gewährte einem nicht geeigneten Fahranfänger eine 
Gnadenfrist. Der junge Fahranfänger konsumierte während der Probezeit sog. weiche Drogen 
und Alkohol. Zudem kam zu „sportliches“ Fahren hinzu. Er verstieß innerhalb kurzer Zeit oft 
gegen die Verkehrsregeln. Folge: Die Fahrerlaubnisbehörde verlor zuerst die Übersicht und 
dann die Geduld – wurde aber vom VG „ausgebremst“.  |

Die Fahrerlaubnisbehörde entzog dem jungen Mann die Fahrerlaubnis, obwohl die Zwei- 
Monats-Frist des Straßenverkehrsgesetzes (hier: § 2a Abs. 2 S. 1 Nr. 3 StVG) noch nicht abgelau-
fen war. Sie hatte nämlich fälschlicherweise zur Begründung ihrer Anordnung der sofortigen 
Fahrerlaubnisentziehung auf eine schwerwiegende Zuwiderhandlung abgestellt, die innerhalb 
von zwei Monaten begangen wurde (Tattagprinzip). Die wiederholte Nichtbewährung, die eine 
Maßnahme der dritten Stufe rechtfertigt, liegt aber nur vor, wenn die Zuwiderhandlungen zeit-
lich nach Ablauf der zweimonatigen Frist zur Teilnahme an einer verkehrspsychologischen  
Beratung liegen. Dem Fahranfänger soll die Möglichkeit verbleiben, nach der Verwarnung sein 
Verkehrsverhalten während einer Übergangsfrist – ggf. unter freiwilliger Inanspruchnahme 
verkehrspsychologischer Hilfe – zu überdenken und neu auszurichten, bevor er erneut und 
letztmalig „unter Bewährung“ steht.

Das VG ordnete daher die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen die Entziehung der 
Fahrerlaubnis an. Später sollte die Begründung für die Entziehung zwar ausgewechselt wer-
den. Hier fehlte es dann allerdings an der Anhörung. Letztlich wird dies dem jungen Mann nicht 
helfen, denn das VG stellte klar, dass selbst im Anschluss an die nachzuholende Anhörung die 
Fahreignung nicht gegeben sei – dem stehe dessen Rauschmittelneigung entgegen.

QUELLE  |  VG Saarland, Beschluss vom 19.8.2022, 5 L 644/22, Abruf-Nr. 233697 unter www.iww.de

MEDIKAMENTENKLAUSEL

Drogenfahrt ist nicht gleich Drogenfahrt
|  Wird dem Autofahrer eine Drogenfahrt vorgeworfen, handelt er nicht ordnungswidrig, wenn 
die festgestellte Substanz ausschließlich durch die bestimmungsgemäße Einnahme eines 
Arzneimittels in das Blut gelangt ist (sog. Medikamentenklausel). Dazu muss sie aber für  
einen konkreten Krankheitsfall ärztlich verordnet worden sein. Das spielte in einem Fall des 
Oberlandesgerichts (OLG) Koblenz eine Rolle.  |

THC und Abbauprodukt von Kokain im Blut
Der Autofahrer hatte nachts einen PKW gefahren. Eine Blutprobe ergab Werte von 13 ng/ml THC 
und 5 ng/ml Benzoylecgonin – einem Abbauprodukt von Kokain. Der Fahrer hatte sich beim 
Amtsgericht (AG) geäußert, das sei ihm bewusst gewesen. Sein behandelnder Arzt habe ihm 
aber die Einnahme von bis zu 2g THC-haltigen Produkten (Cannabisblüten) verordnet. Das AG 
hatte jedoch auf einen Beikonsum von Kokain geschlossen und daraus eine sog. nicht bestim-
mungsgemäße Einnahme des verordneten Medizinalcannabis hergeleitet. Es ist zu dem Ergeb-
nis gelangt, dass hierdurch das Privileg der Medikamentenklausel insgesamt entfalle. Der  
Betroffene habe damit durch den nachgewiesenen o. g. Wert ordnungswidrig gehandelt.
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Fahrtenbuchanordnung auch ohne Einblick  
in die Rohmessdaten?
|  Wendet sich der Adressat einer Fahrtenbuchanordnung gegen die Verwertbarkeit der  
Geschwindigkeitsmessung mit einem standardisierten Messverfahren, kann er sich nicht mit 
Erfolg auf die teilweise Verweigerung des Zugangs zu Rohmessdaten berufen, wenn er nicht 
seinerseits alles ihm Zumutbare unternommen hat, um diesen Zugang zu erhalten. Das hat 
das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) nun entschieden.  |

Zu schnell gefahren, Fahrer unbekannt, Fahrtenbuchauflage angeordnet
Der Kläger, gegen den die Anordnung ergangen war, ein Fahrtenbuch zu führen, begehrte im 
Nachhinein festzustellen, dass die Anordnung rechtswidrig war. Im Dezember 2018 wurde auf 
der Bundesautobahn A 8 mit einem mobilen Lasermessgerät des Typs VITRONIC Poliscan FM 1 
gemessen, dass mit dem auf den Kläger zugelassenen Pkw die dort zulässige Höchstgeschwin­
digkeit von 80 km/h um 41 km/h (nach Toleranzabzug) überschritten wurde. Der Fahrer des 
Fahrzeugs konnte nicht festgestellt werden. Daraufhin gab der Beklagte dem Kläger unter  
Anordnung des Sofortvollzugs auf, für die Dauer von sechs Monaten ein Fahrtenbuch zu führen. 
Der Kläger kam der Anordnung nach.

Antrag des Klägers zu spät?
Seine nach erfolglosem Widerspruch erhobene Klage mit dem Antrag, die Rechtswidrigkeit der 
Anordnung festzustellen, hat er damit begründet, dass die Geschwindigkeitsmessung nicht ver­
wertbar sei, da das Messgerät keine Rohmessdaten speichere. Das Verwaltungsgericht (VG) hat 
die Klage abgewiesen. Im Berufungsverfahren hat das Oberverwaltungsgericht (OVG) festge­
stellt, dass das Messgerät die Rohmessdaten gespeichert hatte. Der Kläger hat daraufhin  
geltend gemacht, diese Daten würden ihm von der Bußgeldstelle nicht vollständig zur Verfü­
gung gestellt, obwohl das für eine effektive Rechtsverfolgung erforderlich sei. Das OVG hat die 
Berufung des Klägers zurückgewiesen. Behörden und Gerichte dürften auch bei der Entschei­
dung über eine Fahrtenbuchanordnung die Ergebnisse standardisierter Messverfahren  
zugrunde legen, solange der Betroffene keine substanziierten Einwände gegen die Richtigkeit 
der Messung erhebe.

Recht auf faires Verfahren
Um dem Betroffenen die Möglichkeit zu geben, die Richtigkeit der Messung zu überprüfen,  
gebiete das Recht auf ein faires Verfahren, ihm Zugang zu Rohmessdaten zu gewähren. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) müsse der Betroffene diesen  
Zugang aber rechtzeitig beantragt haben. Das sei hier nicht geschehen. Der Kläger habe seinen 
Antrag auf Zugang bei der Bußgeldstelle erst gestellt, als die Geltungsdauer der Fahrtenbuch­
anordnung bereits abgelaufen gewesen sei.

OLG: keine Fahrt in berauschtem Zustand
Das hatte beim OLG Koblenz keinen Bestand. Es hob hervor: Ein Drogenkonsument nimmt eine 
Substanz zu sich, um berauscht zu sein. Ein Patient nimmt sie zu sich, um seine Leiden zu lin­
dern. Bei einer bestimmungsgemäßen Einnahme fährt der Patient gerade nicht in einem  
berauschten Zustand. Hält sich ein Fahrer an die ärztlichen Vorgaben, begeht er keine Ord­
nungswidrigkeit. Die Verschreibung muss eindeutig sein und auf einer symptombezogenen  
Indikation beruhen. Der Fahrer darf das Arzneimittel zudem nicht missbräuchlich oder überdo­
siert verwenden.

QUELLE  |  OLG Koblenz, Beschluss vom 13.4.2022, 3 OWi 31 SsBs 49/22, Abruf-Nr. 229133 unter www.iww.de
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Keine konkreten Anhaltspunkte für einen Messfehler
Das BVerwG hat die Revision des Klägers zurückgewiesen. Nach der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung (StVZO) setzt eine Fahrtenbuchanordnung u.a. eine Zuwiderhandlung gegen 
Verkehrsvorschriften voraus. Mit seinem Einwand, die Geschwindigkeitsmessung sei nicht  
verwertbar, da ihm nicht auch die Rohmessdaten Dritter zur Überprüfung der Messung zur Ver-
fügung gestellt worden seien, hatte der Kläger keinen Erfolg. Allerdings stand die Annahme des 
Berufungsgerichts, der Betroffene müsse den Zugang zu solchen Daten vor Ablauf der Gel-
tungsdauer der Fahrtenbuchanordnung beantragt haben, nicht im Einklang mit Bundesrecht. 
Eine solche zeitliche Grenze lässt sich den maßgeblichen bundesrechtlichen Regelungen nicht 
entnehmen.

Kläger hat sich zu wenig bemüht
Doch stellte sich das Berufungsurteil aus anderen Gründen als richtig dar. Konkrete Anhalts-
punkte für einen Messfehler hatte der Kläger nicht – wie erforderlich – gezeigt. Ist bei einer 
Geschwindigkeitsmessung ein standardisiertes Messverfahren zum Einsatz gekommen, folgt 
aus dem Recht auf ein faires Verfahren zwar ein Anspruch auch des von einer Fahrtenbuchan-
ordnung Betroffenen auf Zugang zu bei der Bußgeldstelle vorhandenen Daten. Es obliegt jedoch 
ihm, alle zumutbaren Schritte zu unternehmen, um seinen Zugangsanspruch geltend zu ma-
chen und durchzusetzen. Nur, wenn er das getan hat, kann es ein Gebot des fairen Verfahrens 
sein, ihm nicht die Möglichkeit zu nehmen, auf der Grundlage der begehrten Informationen 
konkrete Anhaltspunkte für einen Messfehler vorzutragen.

Der Kläger hat nicht alles ihm Zumutbare getan, um an die gewünschten Daten zu gelangen. Die 
Bußgeldstelle hat ihm u.a. die seinen PKW betreffenden Rohmessdaten zur Verfügung gestellt, 
nicht aber – wie beantragt – zusätzlich die Rohmessdaten der gesamten Messreihe, also nicht 
auch die Daten zu anderen Verkehrsteilnehmern und die Statistikdatei. Rechtliche Schritte, um 
den behaupteten umfassenden Zugangsanspruch gegenüber der Bußgeldstelle durchzusetzen, 
hat er nicht unternommen.

QUELLE  |  BVerwG, Urteil vom 2.2.2023, 3 C 14.21, PM 11/23

ROTLICHTVERSTOSS

Das kuriose Messfoto
|  Das Amtsgericht (AG) Dortmund musste jetzt über einen nicht alltäglichen Fall entscheiden. 
Die „Hauptrolle“ spielte dabei ein Messfoto, das es so gar nicht hätte geben dürfen.  |

Rotlichtverstoß nach Messende?
Ein Autofahrer sollte einen Rotlichtverstoß begangen haben. Das Messfoto wies diesen so aus, 
dass er am 8.8.22 um 06:42:29 Uhr begangen worden sein sollte. Nach dem in der Hauptver-
handlung verlesenen Messprotokoll war der Beginn der fraglichen Messung jedoch am 5.8.22 
um 08:53 Uhr und das Ende der Messung lag am 8.8.22 schon um 06:41 Uhr. Damit war nach den 
vorliegenden Unterlagen das Messfoto zu einem Zeitpunkt erstellt worden, als sich das Mess-
gerät gar nicht mehr im Einsatz befand.

Freispruch
Das AG sagte daher klipp und klar: Das Messgerät war nicht entsprechend der Bedienungsan-
leitung eingesetzt worden. Die Messung war nicht plausibel. Entweder war das Messprotokoll 
fehlerhaft. Oder das Messfoto war falsch oder manipuliert worden. Der Autofahrer konnte sich 
freuen: Das AG sprach ihn frei.

QUELLE  |  AG Dortmund, Urteil vom 15.12.2022, 729 OWi-261 Js 2262/22 -143/22, Abruf-Nr. 233518 unter www.iww.de


